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(4) lIst die Ordnung oder Sicherheit an einer 
Hochschule in einem solchen Ausmaß gestört, daß 
die Hochschule nicht mehr zur Erfüllung ihrer Auf­
gaben in der Lage ist, kann das Staatsministerium 
für Wissenschaft und Kunst die Hochschule vor­
übergehend schließen; in dringenden Fällen kann 
die Hochschule auch von deren Leitung bis zur Ent­
scheidung des Staatsministeriums für Wissen­
schaft und Kunst geschlossen werden. 2Die Schlie­
ßung kann auf Teile der Hochschule beschränkt 
werden. 

2. Kapitel 

Nichtstaatliche Hochschulen 

Art. 119 

(1) Art. 117 und 118 gelten für nichtstaatliche 
Hochschulen, ausgenommen kirchliche Hochschu­
len, entsprechend. 

(2) 1 Im Benehmen mit den jeweiligen nichtstaat­
lichen Hochschulen stellt das Staatsministerium 
für Wissenschaft und Kunst außerdem sicher, daß 
bei den nichtstaatlichen Hochschulen die im Hoch­
schulbereich gebotene Einheitlichkeit sowie die 
Gleichwertigkeit der Ausbildung und der Ab­
schlüsse gewährleistet bleiben. 2Das Staatsmini­
sterium für Wissenschaft und Kunst ist ermächtigt, 
die hierzu nötigen Rechtsverordnungen zu erlassen 
und Anordnungen zu treffen. 

Vierter Abschnitt 

Ordnungswidrigkeiten und Strafvorschrift 

Art. 120 

Ordnungswidrigkei ten 

(1) Mit Geldbuße bis zu einhunderttausend Deut­
sche Mark kann belegt werden, wer 

1. unbefugt die Bezeichnung Universität, Hoch­
schule, Fachhochschule, Kunsthochschule, Ge­
samthochschule oder eine Bezeichnung führt, 
die damit verwechselt werden kann, 

2. eine nichtstaatliche Hochschule ohne die nach 
diesem Gesetz erforderliche Anerkennung er­
richtet oder betreibt. 

(2) Mit Geldbuße bis zu zehntausend Deutsche 
Mark kann belegt werden, wer unbefugt eine .Be­
rufsbezeichnung nach Art. 111 Abs. 5 führt. 

Art. 121 

Strafvorschrift 

Wer sich erbietet, gegen Vergütung den Erwerb 
eines ausländischen akademischen Grades zu ver­
mitteln, wird mit Freiheitsstrafe bis zu einem Jahr 
oder mit Geldstrafe bestraft. 

Fünfter Abschnitt 

Übergangs-und Schluß vorschriften 

1. Kapitel 

Übergangsregelungen zu diesem Gesetz 
in der Fassung der Bekanntmachung 

vom 7. November 1978 

Art. 122 

Allgemeine Übergangsvorschriften 

(1) ISoweit bei dem allgemeinen Inkrafttreten 
dieses Gesetzes eine nichtstaatliche Hochschule 
ein vom Staat verliehenes oder anerkanntes Pro­
motions-oder Habilitationsrecht besitzt, bleibt es 
unbeschadet der Art. 108ff. und des Art. 125 Abs.1 
bei diesem Rechtszustand. 2Wird eine dieser Hoch­
schulen in eine andere Hochschule eingegliedert, 
geht ihr Promotions-und Hahilitationsrecht auf 
die neue Hochschule über. 3 Auf die in Art . 32 des 
Bayerischen Hochschullehrergesetzes genannte 
Frist können im Einvernehmen mit dem Staatsmi­
nisterium für Wissenschaft und Kunst Zeiten nach 
der Habilitation angerechnet werden, wenn eine 
durchgängig selbständige Lehrtätigkeit (durch 
Lehraufträge) vorliegt und die Ernennung zum Pri­
vatdozenten wegen des Fehlens einer formellen ge­
setzlichen Grundlage bisher nicht erfolgen konnte. 

(2) 1 Sowei t bei dem allgemeinen Inkrafttreten 
dieses Gesetzes die Immatrikulation an Universitä­
ten ohne die in Art. 60 Abs. 1 Satz 1 festgesetzte 
Qualifikation möglich ist, bleibt diese Möglichkeit 
bestehen. 2Die danach fortgeltenden Regelungen 
über die Immatrikulation von Bewerbern mit aus­
ländischem Reifezeugnis an Universitäten finden 
auf Studierende des Studienkollegs bei den Fach­
hochschulen entsprechende Anwendung. 

Art. 123 

Allgemeine Übergangsbestimmungen 
für staatliche Hochschulen 

(1) Die Satzungen der Hochschulen, die Satzun­
gen für die Studierenden an den bayerischen Uni­
versitäten vom 24. April 1923 (BayBSVK S. 76), die 
Studiensatzung der Akademie der bildenden Kün­
ste in München vom 6. November 1957 (KMBl 
S. 622), geändert durch Bekanntmachung vom 
29. April 1960 (KMBl S. 192), die Studiensatzung 
der Akademie der bildenden Künste in Nürnberg 
vom 31. März 1958 (KMBl S. 130), geändert durch 
Bekanntmachung vom 16. August 1966 (KMBl 
S.459), die Studiensatzung der Staatlichen Hoch­
schule für Musik in München vom 14. September 
1962 (KMBl S. 293) und die Satzung für die Studie­
renden der Hochschule für Fernsehen und Film 
vom 25. August 1969 (KMBl S. 789) bleiben bis zum 
Inkrafttreten neuer Vorschriften bestehen, soweit 
sie nicht diesem Gesetz und den zur Ausführung 
dieses Gesetzes erlassenen Rechtsverordnungen 
und Vorschriften widersprechen. 
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(2) 1 Die bei allgemeinem Inkrafttreten dieses Ge­
setzes vorhandenen klinischen Einrichtungen, Gü­
ter, Materialprüfämter und Anstalten werden un­
beschadet Art. 19 Abs. 3 als Betriebseinheiten wei­
tergeführt. 2Räume, Personal- und Sachmittel, die 
einem ordentlichen oder außerordentlichen Profes­
sor oder einem Institut , Seminar oder einer ähnli­
chen Einrichtung zugewiesen wurden, unterliegen 
unbeschadet der Befugnisse anderer Hochschul­
organe und des Staatsministeriums für Wissen­
schaft und Kunst der Verfügung des Fachbereichs, 
dem die betreffenden Professoren zugeordnet sind. 
3Berufungszusagen, die bis zur Verkündung dieses 
Gesetzes Professoren gemacht wurden, bleiben 
unberührt. 4An Hochschulen, die nicht in Fachbe­
reiche gegliedert werden, gelten diese Bestimmun­
gen mit der Maßgabe, daß an die Stelle der Verfü­
gungsbefugnis des Fachbereichs die Verfügungsbe­
fugnis des zuständigen Organs der Hochschule tritt. 

Art. 124 

Überleitungsverfahren 
für staatliche Hochschulen 

(1) IMit der Errichtung der Fachbereiche, wis­
senschaftlichen Einrichtungen, Betriebseinheiten 
und weiteren Einrichtungen der Hochschule wer­
den vom Staatsministerium für Wissenschaft und 
Kunst die Bediensteten - soweit erforderlich - un­
ter Überleitung in die neue Personalstruktur nach 
diesem Gesetz und dem Hochschullehrergesetz den 
neuen organisatorischen Einheiten zugeordnet, 
Leitungen der Einrichtungen der Hochschule und 
kommissarische Dekane sowie deren Vertreter be­
stellt. 2Die Hochschule unterbreitet hierfür Vor­
schläge bis spätestens sechs Monate vor allgemei­
nem Inkrafttreten dieses Gesetzes. 

(2) Wird ein bei Inkrafttreten dieses Gesetzes 
hauptberuflich amtierender Präsident einer Uni­
versität zum Beamten auf Zeit ernannt, so wird die 
bis dahin verbrachte Amtszeit auf die Frist des 
Art. 22 Abs. 3 angerechnet; dies gilt auch für die auf 
Grund dieses Gesetzes bestellten hauptberuflichen 
Präsidenten und hauptberuflichen Vorsitzenden 
von Präsidialkollegien, die zu Beamten auf Zeit er­
nannt werden, sobald die besoldungsrechtlichen 
Voraussetzungen vorliegen. 

(3) Nach Bildung der diesem Gesetz entsprechen­
den Organe ist die Grundordnung zu beschließen. 

Art. 125 

Anerkennung bestehender Hochschulen 
als nichtstaatliche Hochschulen 

im Sinn dieses Gesetzes 

(1) Zum Zeitpunkt des allgemeinen Inkrafttre­
tens dieses Gesetzes bestehende nichtstaatliche 
Hochschulen, insbesondere private Fachhochschu­
len, erwerben die Eigenschaft einer staatlich aner­
kannten Hochschule im Sinn dieses Gesetzes nur im 
Weg eines Anerkennungsverfahrens nach Art. 108. 

(2) Soweit die von juristischen Personen des 
öffentlichen Rechts getragenen Hochschulen beim 
allgemeinen Inkrafttreten dieses Gesetzes staatlich 
anerkannt oder genehmigt sind, gelten sie als aner­
kannt im Sinn der Art. 108ff. dieses Gesetzes. 

(3) 1 Hochschulen, die im letzten Jahr vor allge­
meinem Inkrafttreten dieses Gesetzes aus staatli­
chen Mitteln gefördert wurden und bei allgemei­
nem Inkrafttreten dieses Gesetzes staatlich geneh­
migt waren, können nach Maßgabe der bisherigen 
Genehmigung weiter betrieben werden. 2Art. 109 
Abs. 3, Art. 110, 111 Abs. 3, Art. 119 und 120 gelten 
entsprechend. 

Art. 126 

Übergangsvorschriften 
für Studentenwerke 

I Der beim Inkrafttreten (Art. 136 Satz 2) be­
stell te Geschäftsführer und sein S tell vertreter blei­
ben im Amt. 2Sie nehmen die Funktion nach 
Art . 104 wahr. 

Art. 127 

Übergangsvorschriften 
für die Personalstruktur 

(1) Für wissenschaftliches und künstlerisches 
Personal im Beamtenverhältnis, das bei allgemei­
nem Inkrafttreten des Bayerischen Hochschulleh­
rergesetzes noch nicht in Ämter der neuen Perso­
nalstruktur übernommen ist oder nach Art. 41 
Abs. 1 Satz 1 des Bayerischen Hochschullehrerge­
setzes im bisherigen Dienstverhältnis verbleibt, so­
wie für wissenschaftliches und künstlerisches Per­
sonal im Angestelltenverhältnis gelten die Vor­
schriften dieses Gesetzes nach Maßgabe der folgen­
den Absätze. 

(2) 1 Oberärzte, Wissenschaftliche Räte (und Pro­
fessoren) , Abteilungsvorsteher (und Professoren), 
Universitäts- und Hochschuldozenten sowie Fach­
hochschullehrer üben ihre Mitgliedschaftsrechte in 
der Gruppe der Professoren aus; sie sind jedoch 
nicht Professoren im Sinn der Art. 26 Satz 2, Art. 52 
Abs. 2, Art. 56,57, 123 Abs. 2 Satz 3 sowie Art. 129 
Abs.4 Satz 3; für Fachhochschullehrer gilt Halb­
satz 2 erst ab 1. Oktober 1980. 2Satz 1 gilt für Perso­
nen entsprechend, die bei allgemeinem Inkrafttre­
ten des Bayerischen Hochschullehrergesetzes bis 
zur endgültigen Besetzung eines Lehrstuhls über­
gangsweise die Aufgaben eines Lehrstuhls wahr­
nehmen, für die Dauer dieser Tätigkeit. 

(3) I Die Ausübung der Mitgliedschaftsrechte des 
wissenschaftlichen und künstlerischen Personals, 
das nicht von der Regelung des Absatzes 2 erfaßt 
wird, richtet sich nach dessen Zuordnung zu den 
Mitgliedergruppen nach Art. 17 Abs. 2: 2Die Zuord­
nung entscheidet die Leitung der Hochschule ent­
sprechend den Dienstaufgaben des Personals; die 
Entscheidung ist dem betreffenden Hochschulmit­
glied mitzuteilen. 

(4) Für die Prüfungsbefugnis der in Absatz 2 
Sätze 1 und 2 Genannten gelten Art. 80 Abs.6 
Satz 1 Nr. 1 und Satz 3 entsprechend. 
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2. Kapitel 

Übergangsreg~lungen 
zum Gesetz zur Anderung 

des Bayerischen Hochschulgesetzes 
vom 25. Juli 1988 

Art. 128 

Übergangsvorschriften 

(1) Auf die beim Inkrafttreten dieses Gesetzes 
vorhandenen Hochschulassistenten finden die sie 
betreffenden Vorschriften des Bayerischen Hoch­
schulgesetzes in der bisher geltenden Fassung 
Anwendung. 

(2) Auf die beim Inkrafttreten dieses Gesetzes 
vorhandenen Leiter oder Mitglieder einer kollegia­
len Leitung einer wissenschaftlichen Einrichtung 
oder einer Betriebseinheit findet Art. 32 Abs.2 
Satz 3 keine Anwendung. 

(3) Solange und soweit eine Rechtsverordnung 
nach Art. 70 Abs. 2 nicht erlassen ist, verbleibt es 
beim bisher üblichen Umfang der unterrichtsfreien 
Zeit. 

(4) Art. 77 Satz 2 gilt entsprechend für Empfeh­
lungen früherer Landes- oder überregionaler Stu­
dienreformkommissionen. 

(5) IDie Hochschulprüfungsordnungen (ein­
schließlich Habilitationsordnungen) sind späte­
stens bis zum 31. Dezember 1991 an die Bestimmun­
gen dieses Gesetzes anzupassen. 2In den Hoch­
schulprüfungsordnungen, in denen noch keine Re­
gelstudienzeit und Fristen nach Art. 81 Abs. 3 
Satz 2 Nr. 6 bestimmt sind, sind diese bis spätestens 
31. Dezember 1990 festzulegen; danach gelten bis 
zur rechtswirksamen Festlegung durch die Hoch­
schulen die an Universitäten des Freistaates Bay­
ern für denselben Studiengang festgesetzte Regel­
studienzeit und die Fristen na.ch Art.81 Abs . 3 
Satz 2 Nr. 6, in Ermangelung dessen die Regelstu­
dienzeit von neun Semestern. 3Satz 2 Halbsatz 2 
gilt für alle Studenten, die das betreffende Fachstu­
dium (Hauptfachstudium) nach dem 1. Januar 1991 
erstmals beginnen. 4 Die Hochschulen sind ver­
pflichtet, für Studenten, die zu diesem Zeitpunkt 
das Fachstudium (Hauptfachstudium) bereits auf­
genommen haben, in den einschlägig~!1 Hochschul­
prüfungsordn ungen angemessene Ubergangs be­
stimmungen für die Fristenregelung nach Art. 81 
Abs.3 Satz 2 Nr. 6 aufzunehmen. 

(6) Bei Inkrafttreten dieses Gesetzes noch nicht 
unanfechtbar abgeschlossene Verfahren wegen 
Führung ausländischer akademischer und entspre­
chender staatlicher Grade oder Titel sind nach den 
bisher geltenden Vorschriften zu Ende zu führen , 
soweit sich nach den Vorschriften dieses Gesetzes 
die Rechtslage zuungunsten eines Antragstellers 
oder Betroffenen verändert . 

(7) lAuf die beim Inkrafttreten dieses Gesetzes 
im Amt befindlichen Präsidenten und Vorsitzenden 
der Präsidialkollegien finden die sie betreffenden 
Vorschriften des Bayerischen Hochschulgesetzes in 
der bisher geltenden Fassung Anwendung ; dies gilt 
auch für bereits gewählte Mitglieder einer Hoch­
schulleitung, deren Bestellung noch nicht wirksam 

geworden ist. 2Bei unmittelbarer Wiederwahl ist 
Art. 21 Abs. 1 Satz 2 Halbsatz 1 des Bayerischen 
Hochschulgesetzes in der Fassung dieses Gesetzes 
insoweit nicht anzuwenden, als der Rektor aus dem 
Kreis der der Hochschule angehörenden Professo­
ren zu wählen ist. 

(8) Die Berufung von Universitätsprofessoren 
der Besoldungsgruppe C 2 in ein anderes Professo­
renamt ist gemäß Art. 57 Abs. 1 Satz 3 möglich. 

3. Kapitel 

Schlußvorschriften 

Art. 129 

Sondervorschriften 

(1) I Durch dieses Gesetz werden die Verträge mit 
den Kirchen sowie die besondere Rechtsstellung 
der kirchlichen wissenschaftlichen Hochschulen 
(Art. 138 Abs. l und Art. 150 Abs.l der Verfassung) 
nicht berührt. 2Geht dem Staatsministerium für 
Wissenschaft und Kunst eine Beanstandung des 
Diözesanbischofs gemäß Art. 3 § 3 des Konkordats 
mit dem Heiligen Stuhl zu, scheidet das betroffene 
Mitglied der Hochschule aus dem katholisch-theo­
logischen Fachbereich aus; über die Zuordnung zu 
einem anderen Fachbereich entscheidet das Staats­
ministerium für Wissenschaft und Kunst im Beneh­
men mit der Hochschule und nach Anhörung des 
Betroffenen. 3Liegen für Professoren oder andere 
Personen, die zur selbständigen Lehre berechtigt 
sind, die Voraussetzungen der Art. 2 Abs. Ir Satz 2 
und Art 5 Abs. I des Vertrags mit der Evangelisch­
Lutherischen Kirche in Bayern nicht mehr vor, glie­
dert das Staatsministerium für Wissenschaft und 
Kunst nach gutachtlicher Einvernahme des Lan­
deskirchenrats das betreffende Mitglied der Hoch­
schule nach dessen Anhörung aus dem evangelisch­
theologischen Fachbereich aus; Satz 2 Halbsatz 2 
gilt entsprechend. 

(2) 1 Die Professoren theologischer Fächer der 
Augustana-Hochschule Neuendettelsau haben das 
Recht, innerhalb der evangelisch-theologischen 
Fachbereiche der Universitäten Erlangen-Nürn­
berg und München nach Maßgabe der für diese 
Fachbereiche 'geltenden Satzungen bei der Verlei­
hung akademischer Grade an Angehörige ihrer 
Hochschule mitzuwirken. 2Diese Professoren sind 
insoweit mit den gleichen Rechten wie die Professo­
ren der genannten Fachbereiche am Verfahren zu 
beteiligen. 3Entsprechendes gilt für die Feststel­
lung der Lehrbefähigung. 

(3) Die akademischen Bezeichnungen und Titel 
können auch in weiblicher Form verliehen werden. 

(4) 1 Für die Errichtung neuer staatlicher Hoch­
schulen und Fachbereiche kann das Staatsministe­
rium für Wissenschaft und Kunst Berufungsaus­
schüsse einsetzen. 2Jeder Professor der neuen 
Hochschule oder des neuen Fachbereichs ist vom 
Tag der Ernennung an Mitglied des entsprechenden 
Berufungsausschusses. 3 Zusammensetzung, Ver­
fahren und Auflösung der Berufungsausschüsse 
werden vom Staatsministerium für Wissenschaft 
und Kunst geregelt. 
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(5) Auf Antrag einer staatlichen Hochschule kann 
das Staatsministerium für Wissenschaft und Kunst 
einer nicht hochschulangehörigen, der Lehre und 
Forschung oder Kunst dienenden Einrichtung ohne 
Änderung der bisherigen Rechtsstellung die Stel­
lung einer wissenschaftlichen oder künstlerischen 
Einrichtung an dieser Hochschule geben. 

(6) Kanzler im Sinn dieses Gesetzes sind auch Be­
amte der Verwaltungen von Hochschulen, denen 
unter den Voraussetzungen des Art. 44 Abs. 3 vom 
Staatsministerium für Wissenschaft und Kunst die 
Funktionen eines Kanzlers übertragen werden. 

(7) 1 Die Rechtsstellung der im Hochschulbereich 
geführten Wirtschaftsbetriebe gemäß Art. 26 
BayHO bleibt unverändert. 2Ihre Organisation so­
wie die Organisation der Anstalten wird vom 
Staatsministerium für Wissenschaft und Kunst ge­
regelt; von den Vorschriften dieses Gesetzes kann 
abgewichen werden. 3Soweit es sich um Betriebe 
nach Satz 1 handelt, ist das Einvernehmen des 
Staatsministeriums der Finanzen erforderlich. 

(8) 1 Für Amtshandlungen in Widerspruchsverfah­
ren in Hochschulprüfungsangelegenheiten (ein­
schließlich Habilitationen) gelten Art. 1 Abs. 1, 
Art. 2, 6, 8, 9, 11 bis 18, 20 und 21 des Kostengeset­
zes. 2Die Kosten fließen der Hochschule zur Erfül­
lung ihrer Aufgaben zu. 

(9) Das Staatsministerium für Wissenschaft und 
Kunst kann durch Rechtsverordnung bestimmen, 
daß sich die Studierenden, Beamten, Angestellten 
und Arbeiter an Hochschulen und Studentenwer­
ken zur Feststellung, ob sie an einer ansteckungs­
fähigen Thberkulose der Atmungsorgane oder einer 
übertragbaren Krankheit leiden, Pflichtuntersu­
chungen einschließlich Röntgenuntersuchungen 
unterziehen müssen; das Grundrecht der körperli­
chen Unversehrtheit (Art. 2 Abs. 2 Satz 1 des Grund­
gesetzes, Art. 102 Abs. 1 der Verfassung) wird inso­
weit eingeschränkt. 

(10) 1 Auf Antrag der Hochschule kann das Staats­
ministerium für Wissenschaft und Kunst bestim­
men, daß das Studienjahr abweichend von Art. 70 
Abs. 1 in 'Ihmester eingeteilt wird; Art. 70 Abs. 2 gilt 
entsprechend. 2Die für Semester geltenden Vor­
schriften sind auf Trimester sinngemäß anzuwen­
den. 

(11) Das Gesetz über die Errichtung einer Univer­
sität in Bayreuth, das Gesetz über die Errichtung 
der Gesamthochschule Bamberg mit Ausnahme des 
Art. 1 Abs.4 und das Gesetz über die Errichtung 
einer Universität in Passau, insbesondere die Er­
mächtigungen zum Erlaß vorläufiger Regelungen, 
werden von diesem Gesetz nicht berührt. 

(12) 1 Das Staatsministerium für Wissenschaft 
und Kunst wird ermächtigt, durch Rechtsverord­
nung die Voraussetzungen für die Verleihung einer 
staatlichen Anerkennung an Absolventen von Fach­
hochschulstudiengängen der Fachrichtung Sozial­
wesen festzulegen und die Zuständigkeit für die 
staatliche Anerkennung zu regeln. 2Die staatliche 
Anerkennung kann von einem prüfungsmäßigen 
Nachweis praktischer Berufserfahrung sowie von 
der gesundheitlichen Eignung und persönlichen 
Zuverlässigkeit des Antragstellers abhängig ge­
macht werden. 

Art. 130 

Anwendung des Bayerischen 
Verwal tungsverfahrensgesetzes 

(1) Das Bayerische Verwaltungsverfahrensgesetz 
gilt nicht für Berufungen von Professoren. 

(2) Das Bayerische Verwaltungsverfahrensgesetz 
gilt für Hochschulprüfungen (einschließlich Habi­
litationen) nur, soweit nicht Satzungen der Hoch­
schulen inhaltsgleiche oder entgegenstehende Be­
stimmungen enthalten. 

(3) Die Vorschriften des Siebten Teils , Abschnitt I 
(Art. 81 ff.) des Bayerischen Verwaltungsverfah­
rensgesetzes gelten nicht für die Mitwirkung an der 
Verwaltung einer Hochschule. 

Art. 131 

Nachdiplomierung 

(1) Den Absolventen von Fachhochschulstudien­
gängen, die ihr Studium ab dem 1. August 1971 in 
Bayern mit einer Hochschulprüfung erfolgreich 
abgeschlossen haben, wird auf Antrag an Stelle der 
verliehenen Graduierungsbezeichnung nachträg­
lich der Diplomgrad nach Art. 86 Abs.1 Satz 1 ver­
liehen. 

(2) Personen, die vor dem 1. August 1971 eine In­
genieurschule oder eine gleichrangige Bildungsein­
richtung, die in den Fachhochschulbereich einbe­
zogen wurde, erfolgreich abgeschlossen haben und 
nach den bisher gültigen Bestimmungen in Bayern 
graduiert werden konnten, wird auf Antrag an 
Stelle der Graduierungsbezeichnung der Diplom­
grad nach Art. 86 Abs. 1 Satz 1 als staatliche Be­
zeichnung verliehen, wenn sie eine mindestens 
fünf jährige Tätigkeit in einem der jeweiligen Ab­
schlußprüfung entsprechenden Beruf durch geeig­
nete Unterlagen, in Zweifelsfällen durch ein Fach­
gespräch, nachweisen. 

(3) Bei Absolventen universitärer Studiengänge, 
die ihr Studium in Bayern mit einer Hochschulprü­
fung erfolgreich abgeschlossen haben, wird auf An­
trag der verliehene Diplomgrad durch den Zusatz 
"Univ." ergänzt. 

(4) Das Staatsministerium für Wissenschaft und 
Kunst regelt Zuständigkeit und Verfahren bei An­
trägen nach den Absätzen 1 bis 3 durch Rechtsver­
ordnung. 

(5) Die Akademie der Bildenden Künste in Mün­
chen und die Akademie der Bildenden Künste in 
Nürnberg können in den geltenden Diplomprü­
fungsordnungen für Innenarchitektur die Nach­
diplomierung von Absolventen vorsehen, die das 
Studium der Innenarchitektur oder der Architek­
tur mit einer Hochschulprüfung erfolgreich abge­
schlossen haben. 

(6) Die Hochschule für Musik in München und 
die Hochschule für Musik in Würz burg können in 
den Prüfungsordnungen für Diplomstudiengänge 
die Nachdiplomierung von Absolventen vorsehen, 
die das Studium im betreffenden Studiengang mit 
der künstlerischen Reifeprüfung erfolgreich abge­
schlossen haben. 
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Art. 132 

Erziehungswissenschaftlicher Fachbereich 
der Friedrich-Alexander-Universität 

Erlangen-Nürnberg 

(1) 1 Die Professoren des erziehungswissenschaft­
lichen Fachbereichs der Friedrich-Alexander-Uni­
versität Erlangen-Nürnberg sind abweichend von 
Art. 37 Abs. 2 Satz 1 Halbsatz 1 Zweitmitglieder in 
einem anderen Fachbereich, und zwar 

1. die Professoren der Fachdidaktiken in den ent­
sprechenden fachwissenschaftlichen Fachberei­
chen, 

2. die Professoren der Erziehungs- und Gesell­
schaftswissenschaften in der Philosophischen 
Fakultät I (Philosophie, Geschichte und Sozial­
wissenschaften), 

3. die Professoren sonstiger Fachwissenschaften in 
den entsprechenden Fachbereichen. 

2 Soweit danach eine Zuordnung zu mehreren Fach­
bereichen in Betracht kommt, hat sich der Profes..l 
sor für die Zweitmitgliedschaft in einem Fachbe­
reich durch einseitige schriftliche Erklärung gegen­
über dem Dekan des aufnehmenden Fachbereichs 
zu entscheiden. 3Die Zweitmitgliedschaft eines 
Professors der Evangelischen Theologie, Evangeli­
schen Religionspädagogik oder Didaktik des Evan­
gelischen Religionsunterrichts im theologischen 
Fachbereich wird erst wirksam, wenn das Staats­
ministerium für Wissenschaft und Kunst nach gut­
achtlicher Einvernahme des Landeskirchenrats ge­
mäß Art. 2 Abs. II Satz 2 des Vertrags mit der Evan­
gelisch-Lutherischen Kirche in Bayern der Fried­
rich-Alexander-Universität Erlangen-Nürnberg 
schriftlich mitgeteilt hat, daß keine Einwendungen 
erhoben werden. 4Die Zweitmitgliedschaft wird 
durch einen neben den Vertretern nach Art. 40 
Abs. 2 Satz 1 in den Fachbereichsrat entsandten 
Professor ausgeübt, der vom Fachbereichsrat des 
erziehungswissenschaftlichen Fachbereichs ge­
wählt wird ; wird von Art.40 Abs.2 Satz 2 Ge­
brauch gemacht, verdoppelt sich die Zahl der zu 
entsendenden Professoren. 5In allen Angelegenhei­
ten der Hochschulprüfungen (einschließlich Habi­
litationen) sowie der Lehrerbildung haben die als 
Zweitmitglieder vom erziehungswissenschaftli­
chen Fachbereich entsandten Professoren beschlie­
ßende, im übrigen beratende Stimme. 

(2) 1 Berufungsvorschläge für den erziehungswis­
senschaftlichen Fachbereich der Friedrich-Alex­
ander-Universität Erlangen-Nürnberg werden im 
Benehmen mit denjenigen Fachbereichen erstellt, 
denen der zu Berufende als Zweitmitglied angehö­
ren kann; in dem Berufungsausschuß sind fach­
nahe Mitglieder der Fachbereiche, denen der zu Be­
rufende als Zweitmitglied angehören kann, ange­
messen zu beteiligen; die Professoren der betroffe­
nen Fachbereiche sind berechtigt, ein Sondervotum 
abzugeben. 2Berufungsvorschläge für einen Fach­
bereich der Friedrich-Alexander-Universität Erlan­
gen-Nürnberg, dem Zweitmitglieder angehören, 
werden im Benehmen mit fachnahen Zweitmitglie­
dern erstellt; in dem Berufungsausschuß sind fach­
nahe Zweitmitglieder mit beschließender Stimme 
angemessen zu beteiligen. 

(3) 1 Das prüfungsberechtigte wissenschaftliche 
und künstlerische Personal des erziehungswissen-

schaftlichen Fachbereichs der Friedrich-Alexan­
der-Universität Erlangen-Nürnberg nimmt die Be­
fugnisse zur Abnahme von Hochschulprüfungen 
(einschließlich Habilitationen) in dem Fachbereich 
wahr, dem die Professoren des betreffenden Fach­
gebiets als Zweitmitglieder angehören oder ange­
hören würden; es ist insoweit dem prüfungsberech­
tigten wissenschaftlichen und künstlerischen Per­
sonal dieses Fachbereichs gleichgestellt. 2Die Mög­
lichkeit der Zuziehung zu Hochschulprüfungen 
(einschließlich Habilitationen) durch dritte Fach­
bereiche bleibt unberührt. 

(4) 1 Die Friedrich-Alexander-Universität Erlan­
gen-Nürnberg hat den Mitgliedern des erziehungs­
wissenschaftlichen Fachbereichs und Bewerbern, 
die ihr Studium dort abgeschlossen haben, den Er­
werb eines akademischen Grades und die Feststel­
lung der Lehrbefähigung entsprechend deren fach­
licher Ausrichtung zu ermöglichen. 2In den Hoch­
schulprüfungsordnungen (einschließlich Habili­
tationsordnungen) für die Fachbereiche, denen 
Professoren des erziehungswissenschaftlichen 
Fachbereichs als Zweitmitglieder angehören oder 
angehören würden, sind entsprechende Regelun­
gen vorzusehen. 

Art. 133 

Abschlüsse von Berechtigten nach § 92 
des Bundesvertriebenengesetzes 

(1) 1 Nach § 92 des Bundesvertriebenengesetzes 
Berechtigte und deren Abkömmlinge, die auf 
Grund einer abgeschlossenen Hochschulausbil­
dung vor der Vertreibung, Aussiedlung oder Zu­
wanderung im Herkunftsland einen akademischen 
Grad erworben haben, dessen materielle Gleich­
wertigkeit mit einem im Geltungsbereich des 
Grundgesetzes vorgesehenen akademischen Grad 
nachgewiesen ist , können im Rahmen des Verfah­
rens nach Art. 88 auf Antrag die Genehmigung er­
halten, ihren akademischen Grad in der Form des 
gleichwertigen akademischen Grades im Geltungs­
bereich des Grundgesetzes zu führen. 2Materielle 
Gleichwertigkeit ist anzunehmen, wenn die Vor­
aussetzungen an den Erwerb des ausländischen 
Grades oder Titels nach Inhalt, Umfang und Anfor­
derungen denen eines fach- und rangentsprechen­
den inländischen akademischen Grades im wesent­
lichen gleich sind. 

(2) 1 Auf Antrag kann ferner die Führung eines 
staatlichen Grades (Berufs- und Standesbezeich­
nung) genehmigt werden, der in einem Land verlie­
hen wurde, aus welchem nach § 92 des Bundesver­
triebenengesetzes Berechtigte oder deren Ab­
kömmlinge stammen, sofern der staatliche Grad im 
Anschluß an ein Hochschulstudium verliehen 
wurde. 2Die Genehmigung ist den nach § 92 des 
Bundesvertriebenengesetzes Berechtigten und de­
ren Abkömmlingen zu erteilen, wenn die materielle 
Gleichwertigkeit des staatlichen Grades mit einem 
akademischen Grad im Geltungsbereich des 
Grundgesetzes nachgewiesen ist; für die Führungs­
form gilt in diesem Fall Absatz 1 entsprechend. 
3 Andere gesetzliche Bestimmungen über die Füh­
rung von Berufsbezeichn.ungen im Geltungsbe­
reich des Grundgesetzes bleiben unberührt. 
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(3) INach § 92 des Bundesvertriebenengesetzes 
Berechtigten und derenAbkömmlingen, die vor der 
Vertreibung, Aussiedlung oder Zuwanderung im 
Herkunftsland einen berufsqualifizierenden Ab­
schluß erworben haben, der dem Abschluß einer 
öffentlichen oder staatlich anerkannten Bildungs­
einrichtung im Geltungsbereich des Grundgeset­
zes, die in den Fachhochschulbereich einbezogen 
wurde, gleichwertig ist, kann auf Antrag die Be­
rechtigung zuerkannt werden, die gleiche Bezeich­
nung zu führen wieAbsolventen der gleichwertigen 
Bildungseinrichtungen im Geltungsbereich des 
Grundgesetzes. 2Die Zuerkennung dieser Berechti­
gung kann versagt werden, wenn entsprechende 
Bildungseinrichtungen in Bayern nicht vorhanden 
waren oder nicht in den Hochschulbereich einbezo­
gen wurden. 

(4) 1 Für die Genehmigungen nach den Absätzen 1 
und 2 sowie für die Zuerkennung der Berechtigung 
nach Absatz 3 ist das Staatsministerium für Wis­
senschaft und Kunst zuständig. 2Die Genehmigung 
sowie die Zuerkennung kann mit Auflagen und Be­
dingungen verbunden werden ; insbesondere kann 
die Auflage erteilt werden, die genehmigte Bezeich­
nung mit einem auf das Herkunftsland hinweisen­
den Zusatz zu führen. 

(5) 1 Das Staatsministerium für Wissenschaft und 
Kunst kann die Genehmigung nach Absatz 2 unter 
den Voraussetzungen des Art. 89 Abs. 2 widerrufen. 
2Es kann ferner die unbefugte Führung von akade­
mischen oder staatlichen Graden oder von Bezeich­
nungen, die diesen zum Verwechseln ähnlich sind, 
auch gegenüber Personen, die nicht Berechtigte 
nach § 92 des Bundesvertriebenengesetzes sind, 
untersagen . 

(6) I Das Staatsministerium für Wissenschaft und 
Kunst wird ermächtigt, durch Rechtsverordnung 
die Voraussetzungen für die Erteilung der Geneh­
migungen nach den Absätzen 1 bis 3 und für das 
Antragsverfahren näher zu regeln. 2Es wird ferner 
ermächtigt, die Zuständigkeiten nach den Absät­
zen 4 und 5 auf nachgeordnete Behörden zu über­
tragen. 

Art . 134 

Errichtung der Fachhochschulen 

(1) Mit Wirkung vom 1. August 1971 wurden in 
den staatlichen Fachhochschulbereich einbezogen 

1. das Rudolf-Diesel-Polytechnikum der Stadt 
Augsburg - Akademie für angewandteTechnik-, 

2. die Werkkunstschule der Stadt Augsburg, 

3. das Staatliche Polytechnikum Coburg - Inge­
nieurschule für Bau- und Maschinenwesen -, 

4. die Ingenieurschule Landbau Landsberg 
a. Lech des Bezirks Oberbayern, 

5. die Staatliche Zieglerschule - Ingenieurschule 
Landshut -, 

6. die Ingenieurabteilung und die Abteilung Ge­
staltung der Staatlichen Textilfach- und Inge­
nieurschule Münchberg, 

7. das Oskar-von-Miller-Polytechnikum der 
Stadt München - Akademie für angewandte 
Technik -, 

8. die Staatsbauschule München - Akademie für 
Bautechnik - , 

9. die Höhere Wirtschaftsfachschule der Stadt 
München, 

10. die Höhere Fachschule für Sozialarbeit der 
Stadt München, 

11. die Höhere Fachschule für Sozialpädagogik der 
Stadt München, . 

12 . das Ohm-Polytechnikum Nürnberg - staatli­
che Akademie für angewandte Technik-, 

13. die Höhere Wirtschaftsfachschule der Stadt 
Nürnberg, 

14. die Höhere Fachschule für Sozialarbeit der 
Stadt Nürnberg, 

15 . die Höhere Fachschule für Sozialpädagogik der 
Stadt Nürnberg, 

16. die Höhere Fachschule für Graphik und Wer­
bung der Stadt Nürnberg, 

17 . das J ohannes-Kepler-Polytechnikum Regens­
burg - Staatliche Ingenieurschule für Bau- und 
Maschinenwesen -, 

18. die Höhere Wirtschaftsfachschule Ostbayern in 
Regensburg, 

19. die Staatliche Ingenieurschule und Höhere 
Wirtschaftsfachschule Rosenheim, 

20. die Ingenieurschule für Landbau Schönbrunn 
des Bezirks Niederbayern, 

21. die Ingenieurabteilung des Johann-Friedrich­
. Böttger-Instituts Selb , Staatliche Höhere Fach­

schule für Porzellan, 

22. die Ingenieurschule für Landbau Triesdorf des 
Bezirks Mittelfranken, 

23. die Staatliche Lehr- und Forschungsanstalt für 
Gartenbau - Ingenieurschule für Gartenbau­
Weihenstephan, 

24. das Balthasar-Neumann-Polytechnikum Würz­
burg-Schweinfurt des Bezirks Unterfranken -
Akademie für angewandte Technik-, 

25. die Höhere Wirtschaftsfachschule der Stadt 
Würzburg, 

26 . die Werkkunstschule der Stadt Würzburg, 

27 . die Ingenieurabteilung der Staatlichen Fach­
.und Ingenieurschule für Glas Zwiesel. 

(2) 1 Für bewegliche und unbewegliche Sachen, 
die dem Studienbetrieb der in Absatz 1 genannten 
Schulen dienten und deren nichtstaatlichen bis­
herigen Trägern gehörten, gilt folgende Eigentums­
regelung: 

1. Haben die Sachen bisher ausschließlich dem 
Studienbetrieb der Schulen gedient, ging das 
Eigentum auf den Staat über. 

2. Haben die Sachen bisher sowohl dem Studienbe­
trieb der Schulen als auch anderen Bildungsein­
richtungen gedient, ging das Eigentum nur dann 
auf den Staat über, wenn die Sachen überwie­
gend dem Studienbetrieb der Schulen gedient 
haben. Ging das Eigentum auf den Staat über, so 
ist dieser verpflichtet, den anderen Bildungsein-
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richtungen ein Recht auf unentgeltliche Nut­
zung der Sachen im bisherigen Umfang zu ge­
währleisten. Ging das Eigentum nicht auf den 
Staat über, so sind die nichtstaatlichen bisheri­
gen Schulträger verpflichtet, dem Staat ein 
Recht auf unentgeltliche Nutzung dieser Sachen 
in dem Umfang zu gewähren, in dem die Sachen 
den Schulen bisher gedient haben. 

2Das Eigentum an den unbeweglichen Sachen ging 
mit Wirkung vom 1. August 1971 auf den Staat über. 
3Der Staat übernimmt mit Wirkung vom 1. August 
1971 den Sachaufwand der gemäß Absatz 1 in den 
Fachhochschulbereich einbezogenen kommunalen 
Schulen. 

(3) 1 Der Staat übernimmt mit Wirkung vom 
1. August 1971 das erforderliche Personal sowie den 
Personalaufwand der gemäß Absatz 1 in den Fach­
hochschulbereich einbezogenen kommunalen Schu­
len. 2Die bisherigen Träger dieser Schulen sind ver­
pflichtet, dem Staat die bis zum 1. Juli 1972 aus der 
Personal üb ern ahme entstehenden Kosten zu erset­
zen. 3Für die Verteilung der Versorgungslast findet 
Art. 174 des Bayerischen Beamtengesetzes in der 
Fassung des Gesetzes vom 20 . Dezember 1966 
(GVBl S . 153) sinngemäße Anwendung. 4Etwaige 
Ansprüche der nichtstaatlichen bisherigen Träger 
~er in Absatz 1 genannten Schulen sind durch die 
Ubernahme des Aufwands für das Personal und des 
Sachaufwands durch den Staat abgegolten. 

(4) Vom 1. August 1978 an ist die Errichtung von 
Ingenieurschulen und Höheren Fachschulen in 
Ausbildungsrichtungen, für die Fachhochschulen 
bestehen , nicht mehr zulässig. 

(5) Für die Personen, die im Zeitpunkt der Er­
richtung von Fachhochschulen bereits eine Inge­
nieurschule oder eine gleichrangige Bildungsein­
richtung, die in den Fachhochschulbereich einbe­
zogen wird, absolviert haben, müssen die Bezeich­
nungen und Berechtigungen hinsichtlich der Be­
rufsausübung dieselben sein, wie diejenigen, die 
für den entsprechenden Fachhochschulabschluß 
bis zum 1. Oktober 1978 verliehen wurden. 

Art. 135 

Ausführungsvorschriften 

Das Staatsministerium für Wissenschaft und 
Kunst erläßt die zur Durchführung dieses Gesetzes 
erforderlichen Rechts- und Verwaltungsvorschrif­
ten, soweit dieses Gesetz nichts anderes bestimmt. 

Art. 136 

Inkrafttreten 

1 Art. 66, 82 bis 90, 104 Abs.4 Satz 2, Art. 105 
Abs . 1 Satz 2 und Abs . 2, Art. 106 Abs. 1 Sätze 2, 3 
und 5, Art. 107 sowie 109 Abs. 3 Nrn. 1 und 15 sowie 
Abs. 4 und Art. 110 treten am 1. J anuar 1974 in 
Kraft , ferner Art. 108 Abs. 3 für die Organe der Stu­
dentenwerke. 21m übrigen tr.itt das Gesetz am 
1. Oktober 1974 in Kraft. *) 

*) Diese Vorschrift betrifft das Inkrafttreten des Gesetzes in der 
ursprünglichen Fassung vom 21. Dezember 1973 (GVBI S . 679). 
Der Zeitpunkt des Inkrafttre~ens der späteren Anderungen 
ergibt sich aus den jeweiligen Anderungsgesetzen . 


